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Entwurf für ein: 

Gesetz zum Schutz öffentlicher Interessen durch Förderung und Schutz 

von Hinweisgebern (Whistleblowing-Gesetz) 

 

§ 1: Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist, die Förderung und Wahrung öffentlicher Interessen. Verletzungen oder Gefährdungen 

von öffentlichen Interessen sollen durch rechtzeitige, freiwillige Hinweise an geeignete Stellen erkannt und 

soweit möglich beseitigt werden. Hierzu ist es notwendig sicherzustellen, dass derartige Hinweise ohne Angst 

vor Repressalien und in der Gewissheit abgegeben werden können, dass ihnen mit der gebotenen Sorgfalt 

nachgegangen wird.  

 

§ 2 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf Hinweise, die sich beziehen auf die tatsächliche oder angenommene 

Verletzung oder Gefährdung öffentlicher Interessen: 

a) durch juristische Personen oder deren Organe,  

b) durch natürliche Personen anlässlich 

aa)  der Ausübung von öffentlichen Aufgaben oder Ämtern,  

oder 

bb)  der Ausübung einer selbständigen wirtschaftlichen Tätigkeit, 

oder 

c) durch natürliche Personen anlässlich der Beschäftigung bei, der sonstigen Mitarbeit bei oder der 

sonstigen Unterstützung der unter a) und b) Genannten.  

(2) Unabhängig von Absatz 1 findet dieses Gesetz auch Anwendung auf Strafanzeigen und Hinweise auf 

mögliche Straftaten, sowie auf Hinweise zur Abwendung unmittelbarer Gefahren für das Leben oder die 

Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Eine Verletzung oder Gefährdung öffentlicher Interessen (Missstand) im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, 

wenn Rechtsnormen verletzt werden oder wurden oder es objektive Anhaltspunkte gibt, die deren 

bevorstehende Verletzung wahrscheinlich erscheinen lassen. Ein Missstand liegt auch dann vor, wenn eine 

Gefahr für Leben, Gesundheit oder Würde von Menschen, eine Gefahr für die Umwelt oder ein Schaden für 

öffentliche Haushalte droht oder bereits eingetreten ist. 

(2) Hinweise sind tatsachenbezogene Äußerungen und/oder eindeutige Handlungen, die dazu dienen, auf einen 

Missstand aufmerksam zu machen. Als Hinweis gilt auch eine Beschwerde über einen Missstand und eine 

Bitte, einem Missstand entgegenzutreten. Hinweise können auf einen möglichen Verursacher aufmerksam 

machen, müssen dies aber nicht. Hinweise können, soweit gesetzlich nicht anders geregelt, offen, vertraulich 

oder anonym, durch einzelne oder durch Gruppen und in beliebiger Form gegeben werden.  

(3) Hinweisgeber bzw. Hinweisgeberin ist, wer auf einen Missstand hinweist, der tatsächlich besteht oder 

dessen Bestehen er bzw. sie, ohne leichtfertig zu sein, annimmt. Dem Hinweisgeber bzw. der Hinweisgeberin 

gleichgestellt sind Personen, die diese unterstützen, als Zeuginnen oder Zeugen aussagen oder bei der 

Aufklärung des Hinweises beteiligt sind. 
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(4) Nach dem Adressaten eines Hinweises sind interne, behördliche, externe und öffentliche Hinweise sowie 

Vorbereitungsäußerungen zu unterscheiden.  

(a) Interne Hinweise sind Hinweise an die natürliche Person oder die Organe der juristischen Person, in 

deren Organisationsbereich der Missstand besteht oder an besondere Stellen, die von diesen mit der 

Entgegennahme von Hinweisen beauftragt wurden. Eine Person, die berechtigt ist, dem Hinweisgeber bzw. 

der Hinweisgeberin in dem Tätigkeitsbereich, in welchem er dem Missstand gewahr wurde, Weisungen zu 

erteilen, gilt, soweit innerorganisatorisch keine andere explizite Regelung getroffen und bekannt gemacht 

worden ist, ebenfalls als interner Adressat. Gleiches gilt, wenn und soweit gesetzliche Regelungen 

vorsehen, dass der Hinweisgeber sich mit Hinweisen, Bitten oder Beschwerden an näher bestimmte 

innerorganisatorische Stellen wenden darf. 

(b) An Behörden adressierte Hinweise sind Hinweise an zuständige öffentliche Stellen oder an von diesen 

für die Entgegennahme von Hinweisen, Bitten oder Beschwerden Beauftragte. Geht ein Hinweis bei einer 

unzuständigen öffentlichen Stelle ein, so informiert diese den Hinweisgeber bzw. die Hinweisgeberin 

darüber, welche öffentliche Stelle zuständig ist und leitet den Hinweis gleichzeitig an diese weiter.  

(c) Externe Hinweise sind Hinweise an Dritte, die nicht den vorgenannten Gruppen angehören. 

(d) Öffentliche Hinweise sind Hinweise, die darauf gerichtet sind, den Inhalt oder wesentliche Teile des 

Inhalts des Hinweises der Öffentlichkeit direkt oder indirekt zugänglich zu machen.  

(e) Vorbereitungsäußerungen sind Äußerungen, die jemand in der Absicht macht, das Vorliegen eines 

Missstandes zu überprüfen, sich mit anderen zur Meldung eines Missstandes zusammenzuschließen oder 

um sich über seine Rechte als Hinweisgeber bzw. Hinweisgeberin zu informieren. Sie sind vom Schutz 

dieses Gesetzes umfasst, soweit die Adressaten der Vorbereitungsäußerungen seiner Familie oder der 

gleichen Organisation angehören oder hinsichtlich der ihnen gegenüber gemachten Äußerungen einer 

Schweigepflicht unterliegen und der potentielle Hinweisgeber bzw. die potentielle Hinweisgeberin nicht 

damit rechnen muss, dass diese Adressaten den Hinweis oder seinen wesentliche Inhalte an externe Dritte  

weitergeben oder öffentlich machen. 

(5) Soweit der Hinweisgeber oder die Hinweisgeberin einen internen Hinweis zunächst gegenüber einer für 

deren Erlass, die Kontrolle oder Durchführung zuständigen Stelle oder Person macht, findet dieses Gesetz auch 

Anwendung auf Hinweise mit Bezug auf Verstöße gegen betriebliche oder innerorganisatorische Regelungen. 

Dies gilt auch für andere interne Hinweise, zu denen der Hinweisgeber oder die Hinweisgeberin berechtigt ist, 

aufgefordert oder ermuntert wurde. 

 

§ 4 Rechte der Hinweisgeberinnen und Hinweisgeber 

(1) Hinweisgeber und Hinweisgeberinnen interner und an Behörden adressierter Hinweise haben gegenüber 

dem Adressaten oder, soweit jener für eine Organisation oder eine dritte Person handelt, jener gegenüber, 

Rechtsansprüche auf: 

(a) Erteilung einer umgehenden schriftlichen Bestätigung des Eingangs ihres Hinweises, 

(b) zeitnahe und eine der Bedeutung des Missstandes entsprechende Prüfung und inhaltliche Bescheidung, 

(c) Stellungnahme zur Bescheidung vor endgültigem Abschluss der Prüfung, 

(d) Ergreifung von geeigneten und angemessenen Maßnahmen zum Schutz vor Benachteiligungen auch 

durch Dritte und 

(e) Wahrung von Vertraulichkeit hinsichtlich ihrer Identität gegenüber Dritten, soweit sie hierauf nicht 

explizit verzichten oder jene Offenbarung aufgrund der Umstände unvermeidbar ist.  

Die für die Entgegennahme von Hinweisen zuständigen Stellen gewährleisten, dass eine Rückkommunikation 

mit Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern, sofern diese dies wünschen, auch bei anonymen und vertraulichen 

Hinweisen möglich ist. 

(2) Soweit der Hinweisgeber oder die Hinweisgeberin dem internen Adressaten oder der von diesem 

vertretenen Organisation gegenüber zu einer Leistung verpflichtet ist, durch deren Erbringung er/sie eine 

Aufrechterhaltung, Verschleierung oder Ausweitung des Missstandes befürchtet, kann er/sie diese Leistung bis 

zur Bescheidung über seinen Hinweis verweigern, soweit er/sie dies unter Darlegung der näheren Umstände 

dem Hinweisadressaten des Leistungsberechtigten anzeigt. Er/Sie ist zur Erbringung einer geeigneten 

Ersatzleistung verpflichtet. Das Recht zur Leistungsverweigerung besteht nicht, wenn der/die 
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Leistungsberechtigte schriftlich die Erbringung der geschuldeten Leistung verlangt. Ein solches Verlangen ist 

jedoch unbeachtlich, wenn das aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder strafbar oder 

ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für die Hinweisgeberinnen oder 

Hinweisgeber erkennbar ist. Der die Leistung Verlangende ist dem Leistungserbringer zum Ersatz sämtlicher 

daraus entstandener Schäden und zur Freistellung von sämtlichen daraus entstandenen Ansprüchen Dritter 

verpflichtet. 

(3) Vereinbarungen, welche die vorstehenden Rechte einschränken, sind nichtig. Dies beschränkt jedoch nicht 

die Möglichkeit, spezifische Adressaten für die Entgegennahme von Hinweisen vorzusehen, soweit 

sichergestellt ist, dass je mindestens ein interner und ein behördlicher Adressat zur Verfügung steht und dies 

dem Kreis möglicher Hinweisgeber und Hinweisgeberinnen bekannt ist. Soweit eine solche Regelung nicht 

existiert, sind die Staatsanwaltschaften stets zur Entgegennahme und Bearbeitung bzw. Weiterleitung von an 

Behörden adressierten Hinweisen zuständig. 

(4) Weitergehende Rechte aus Artikel 5 und 17 des Grundgesetzes, aus den Rechten der Arbeitnehmer- und 

Personalvertretungen oder aus anderen gesetzliche Regelungen, die spezielle Rechte auf Hinweise, 

Beschwerden und Bitten regeln, bleiben unberührt. 

(5) Unberührt bleiben auch Normen und Vereinbarungen, aus denen sich Pflichten zu Hinweisen im Sinne 

dieses Gesetzes ergeben. Solche Pflichten werden durch dieses Gesetz selbst aber weder begründet noch 

legitimiert. 

 

§ 5 Benachteiligungsverbot 

(1) Hinweisgeber und Hinweisgeberinnen sowie die ihnen gleichgestellten Personen dürfen wegen 

Vorbereitungsäußerungen, internen oder an Behörden adressierten Hinweisen weder tatsächlich, noch rechtlich 

benachteiligt werden. Sie gelten als zu diesen Hinweisen berechtigt. 

(2) Dieses Benachteiligungsverbot gilt auch für externe und öffentliche Hinweise, die unter Wahrung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit abgegeben werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in der 

Regel gewahrt, wenn 

- zunächst ein interner und/oder ein an eine Behörde adressierter Hinweis erfolgt ist, und bei dessen 

Behandlung das Recht des Hinweisgebers bzw. der Hinweisgeberin aus § 4 Absatz 1 b) dieses Gesetzes 

in nicht nur unerheblichem Maße verletzt oder Straftaten begangen wurden,  

- eine unmittelbare Gefahr für das demokratische Staatswesen, Verfassungsorgane, Leben oder 

Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt droht, die durch einen internen oder an eine Behörde 

adressierten Hinweis nicht oder nicht rechtzeitig abgewendet werden kann, 

- der Hinweis sich auf eine europarechtliche oder völkerrechtliche Pflicht der Bundesrepublik 

Deutschland bezieht und sich nach einem erfolglosen nationalen Klärungsversuch an einen geeigneten 

externen Adressaten wie z.B. ein Organ der Europäischen Union, andere Parteien des betroffenen 

völkerrechtlichen Vertrages, die Organe der Vereinten Nationen oder von diesen eingerichtete 

internationale Gerichte richtet, oder 

- das Interesse der Öffentlichkeit, von dem Missstand Kenntnis zu erlangen, andere Interessen an dessen 

Geheimhaltung überwiegt. 

(3) Das vorstehende Benachteiligungsverbot schließt auch die Benachteiligung aufgrund von Handlungen aus, 

die notwendig sind, um das Vorliegen und das Ausmaß eines Missstandes für die Abgabe eines nach Absatz 1 

oder 2 zulässigen Hinweises zu dokumentieren, soweit deren Unrechtsgehalt im Verhältnis zur Bedeutung des 

Missstandes untergeordnet ist.  

(4) Das vorstehende Benachteiligungsverbot schließt auch die Benachteiligung aufgrund einer im Rahmen des 

Hinweises stattfindenden Offenbarung von Informationen aus, deren Geheimhaltung eigentlich dem Schutz der 

Rechtsordnung unterläge, es sei denn, dass jenes Schutzrecht ausnahmsweise das öffentliche Interesse an der 

Aufdeckung des Missstandes überwiegt. § 185 StGB und der Schutz von Geheimnissen im Sinne des § 203 

Absatz 1 StGB bleiben unberührt.  

(5) Als Benachteiligung gilt neben einer wegen des Hinweises oder seiner Vorbereitung eintretenden negativen 

Veränderung der tatsächlichen und/oder rechtlichen Stellung des Hinweisgebers bzw. der Hinweisgeberin auch 

die Vorenthaltung oder Minderung von Begünstigungen sowie insbesondere Leistungsbeurteilungen, welche 

die Hinweisgeberin oder der Hinweisgeber berechtigt erwarten durfte.  
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§ 6 Verbot des Bruchs der Vertraulichkeit und der Ausforschung der Anonymität 

(1) Soweit vom vorstehenden Benachteiligungsverbot umfasste Hinweise anonym oder gegenüber Stellen 

abgegeben werden, die Vertraulichkeit zusichern, sind der Bruch der Vertraulichkeitszusicherung und alle 

Aktivitäten, die auf die Ausforschung der Identität des Hinweisgebenden gerichtet sind, unzulässig. 

(2) Dies gilt nicht, soweit es einen begründeten und vorab dokumentierten Anfangsverdacht dafür gibt, dass 

der Hinweis bösgläubig, das heißt unter der Annahme des Nichtbestehens eines Missstandes abgegeben wurde.  

 

§ 7 Verbot der Beeinflussung von Prüfungen 

(1) Jegliche unredliche Einflussnahme auf die Prüfung eines Hinweises im Sinne des § 4 Absatz 1 Nr. b) ist 

unzulässig. Eine Einflussnahme ist insbesondere dann unredlich, wenn: 

- sie die Prüfung vereitelt oder vereiteln soll, 

- sie ein unrichtiges Ergebnis der Prüfung zur Folge hat oder haben soll, 

- die Glaubwürdigkeit des Hinweisgebers bzw. der Hinweisgeberin rechtswidrig beeinträchtigt wird oder 

werden soll,  

- die Möglichkeit der zuständigen Stellen zur Prüfung beeinträchtigt wird oder werden soll, oder  

- soweit eine Behörde oder eine andere als unabhängig bezeichnete Stelle mit der Prüfung befasst ist, 

Maßnahmen ergriffen werden, die geeignet sind, deren Unabhängigkeit zu beeinträchtigen. 

(2) Die bloße Verweigerung der Mitwirkung oder Aussage bei der Aufklärung von Handlungen, für die eine 

persönliche Verantwortung oder Haftung besteht, stellt keine unredliche Einflussnahme im Sinne dieser 

Vorschrift dar. Gleiches gilt für die Ausübung gesetzlicher Zeugnisverweigerungsrechte. 

 

§ 8 Ansprüche 

(1) Der Hinweisgeber bzw. die Hinweisgeberin (Beeinträchtigte) kann bei einem Verstoß gegen die Verbote 

der §§ 5 bis 7 (Beeinträchtigungsverbote), unbeschadet weiterer Ansprüche, die Beseitigung der 

Beeinträchtigung und die Restitution verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann 

Unterlassung verlangt werden. 

(2) Bei einer Verletzung der Beeinträchtigungsverbote ist der Beeinträchtigende außerdem verpflichtet, den 

hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Beeinträchtigende die Pflichtverletzung 

nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der Beeinträchtigte eine 

angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 

(3) Weitergehende und ergänzende Ansprüche aus anderen Rechtsgrundlagen, insbesondere aus unerlaubter 

Handlung, bleiben unberührt. 

(4) Auf eine Vereinbarung, die von den Beeinträchtigungsverboten abweicht, kann sich der Beeinträchtigende 

nicht berufen. 

(5) § 2 Absatz 1 Nr. 13 SGB VII, § 13 SGB VII und § 116 SGB X gelten für Beeinträchtigungen von 

Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern entsprechend. Ersatzfähig im Sinne des § 13 SGB X sind dabei alle 

Schäden, für die nach Absatz 2 ein Ersatz verlangt werden kann.  

(6) Sind dem Hinweisgeber bzw. der Hinweisgeberin weitere Schäden entstanden, für die kein oder noch kein 

ausreichender Ersatz erlangt werden kann, und gerät er oder seine Familie dadurch in eine Notlage, kann er 

oder sie Entschädigung aus dem Whistleblowing-Fonds beantragen. Diese wird vom Bundesbeauftragten für 

Whistleblowing nach Maßgabe der verfügbaren Mittel und unter Berücksichtigung sozialer Kriterien sowie der 

Bedeutung des Hinweises für die öffentlichen Interessen gewährt. 

(7) Für den Fall, dass der Hinweisgeber bzw. Hinweisgeberin ein Arbeitnehmer/in im Sinne des 

Kündigungsschutzgesetzes ist und der Hinweis im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis erfolgte, setzt die 

Anwendung von § 9 Satz 2 KSchG die Zustimmung des Hinweisgebers bzw. der Hinweisgeberin voraus. 
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§ 9 Beweislast 

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Beeinträchtigung wegen eines Verstoßes gegen ein 

Beeinträchtigungsverbot vermuten lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen 

die Bestimmungen zum Schutz vor Beeinträchtigungen vorgelegen hat oder die Beeinträchtigung nicht im 

Zusammenhang mit einem zulässigen Hinweis stand. 

 

§ 10 Maßnahmen und Pflichten insbesondere von Arbeitgebern 

(1) Die in § 2 Absatz 1 genannten natürlichen und juristischen Personen sind verpflichtet, die erforderlichen 

Maßnahmen zur bestmöglichen Wahrnehmung der Rechte aus § 4 und § 8, sowie zum Schutz vor 

Beeinträchtigungen aus den §§ 5 bis 7 zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen.  

(2) Sie sollen in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbildung, die 

Zwecke dieses Gesetzes fördern und auf die Unzulässigkeit von Beeinträchtigungen hinweisen und darauf 

hinwirken, dass diese unterbleiben.  

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen die Verbote der §§ 5 bis 7, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall 

geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Unterbindung der Verstöße wie Abmahnung, 

Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreifen.  

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte beeinträchtigt so hat der Arbeitgeber 

die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu 

ergreifen. 

(5) Dieses Gesetz, die vom Arbeitgeber benannten internen Adressaten, sowie die typischer Weise für die 

Kontrolle der einzuhaltenden öffentlichen Normen zuständigen öffentlichen Stellen, sind im Betrieb oder in der 

Dienststelle, bzw. innerhalb der als Adressaten interner Hinweise in Betracht kommenden Organisationen, in 

geeigneter Weise bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung an 

geeigneter Stelle oder den Einsatz der innerorganisatorisch üblichen Informations- und 

Kommunikationstechnik erfolgen. 

(6) Die Ansprüche nach § 8 Absatz 1 und 2 stehen dem Beeinträchtigten auch gegen den Arbeitgeber zu, 

soweit der Beeinträchtigende für den Arbeitgeber im Rahmen der Entgegennahme oder Bearbeitung eines 

Hinweises tätig wurde oder die Beeinträchtigung durch die nicht oder unzureichend erfolgte Wahrnehmung der 

Pflichten des Arbeitgebers aus den vorstehenden Absätzen begünstigt oder erleichtert wurden. Dies gilt nicht, 

wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

 

§ 11 Verantwortung der Beteiligten 

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen sowie berufsständische 

Organisationen und Kammern sind aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten an 

der Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mitzuwirken. 

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes 

vorliegen, können bei einem Verstoß des Arbeitgebers oder eines internen Adressaten gegen Vorschriften aus 

diesem Gesetz der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter der Voraussetzung des § 23 

Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 

Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche 

des Benachteiligten geltend gemacht werden. Die Beweislastregel des § 9 findet auch in diesen Fällen 

Anwendung.  

 

§ 12 Unterstützung durch Whistleblowingverbände 

(1) Whistleblowingverbände sind Personenzusammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig und nicht nur 

vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von Hinweisgeberinnen und 

Hinweisgebern wahrnehmen. Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 

75 Mitglieder haben oder einen Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden. 

(2) Whistleblowingverbände sind befugt, Beratungsleistungen für Hinweisgeberinnen und Hinweisgeber 

anzubieten. Sie unterliegen hinsichtlich der ihnen gegenüber gemachten Äußerungen einer Schweigepflicht 

und haben diesbezüglich ein Aussageverweigerungsrecht. 
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(3) Whistleblowingverbände sind befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in gerichtlichen Verfahren als 

Beistände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen bleiben die Vorschriften der 

Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, nach denen Beiständen weiterer Vortrag untersagt werden 

kann, unberührt. 

(4) Whistleblowingverbänden ist im Rahmen ihres Satzungszwecks die Besorgung von Rechtsangelegenheiten 

von Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern gestattet. 

(5) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Verbänden zu Gunsten anderer Personengruppen 

bleiben unberührt. 

 

§ 13 Bundesbeauftragter für Whistleblowing 

(1) Beim Deutschen Bundestag wird, unbeschadet der Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen 

Bundestages oder der Bundesregierung, die Stelle des Bundesbeauftragten für Whistleblowing geschaffen, der 

seine Aufgaben als Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle 

wahrnimmt. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages gelten für den 

Bundesbeauftragten für Whistleblowing entsprechend. Dies gilt mit der Maßgabe, dass jedermann, der 

nachweist, zuvor bereits eine andere zuständige behördliche Stelle mit seinem Hinweis befasst zu haben, das 

Recht auf eine anonyme oder nicht-anonyme Eingabe an den Bundesbeauftragten zusteht. Außerdem werden 

die Rechte, die das Gesetz über den Wehrbeauftragten dem Verteidigungsausschuss zubilligt, vom 

Petitionsausschuss wahrgenommen und die Amtsbefugnisse des Bundesbeauftragten für Whistleblowing 

erstrecken sich jenseits des Bundesverteidigungsministeriums auf alle Einrichtungen und Dienststellen des 

Bundes mit Ausnahme der Ausschüsse des Deutschen Bundestages, die für die Entgegennahme und 

Behandlung von an Behörden adressierten Hinweisen zuständig sind oder denen in Hinweisen an den 

Bundesbeauftragten Fehlverhalten im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Hinweisen vorgeworfen wird. 

(3) Der Petitionsausschuss holt bei Petitionen die Eingaben, welche die Behandlung von an Behörden 

adressierten Hinweisen betreffen, zunächst die Stellungnahme des Bundesbeauftragten ein. 

(4) Alle Stellen, die mit der Entgegennahme von behördlichen Hinweisen befasst sind, berichten dem 

Bundesbeauftragten jährlich über ihre Arbeit und die dadurch vermiedenen Schädigungen öffentlicher 

Interessen. Der Bundesbeauftragte führt außerdem regelmäßig Konsultationen mit den 

Whistleblowingverbänden zum Stand des Whistleblowings durch. In seinem Jahresbericht äußert er sich 

außerdem zum Stand der Förderung und des Schutzes von Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern und schlägt 

nötige Verbesserungen vor. 

(5) Der Bundesbeauftragte verwaltet die Mittel des Whistleblowingfonds und setzt diese zum Schutz von 

Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern, zur Unterstützung von Whistleblowingverbänden und zur Förderung 

der kulturellen und gesellschaftlichen Akzeptanz von Whistleblowing ein. Der Bundestag stellt eine 

ausreichende Finanzausstattung des Fonds sicher und orientiert sich dabei auch an der Höhe der Schädigungen 

öffentlicher Interessen, die durch Whistleblowing abgewendet werden konnten bzw. könnten. 

(6) Der Bundesbeauftragte hat das Recht, im eigenen Namen Ansprüche des Bundes gerichtlich und 

außergerichtlich geltend zu machen, sofern er dieser durch einen Hinweis gewahr wurde, und die für die 

Bearbeitung des Hinweises zunächst zuständige Stelle die Geltendmachung der Ansprüche ablehnt. Die Kosten 

jener Verfahren trägt der Whistleblowerfonds, dem im Falle des Obsiegens ein Viertel der erzielten Einnahmen 

zustehen. 

 

§ 14 Wahrung der Rechte Betroffener 

(1) Sämtliche Maßnahmen im Hinblick auf die Prüfung und Bearbeitung von Hinweisen haben auch die Rechte 

der von diesen Hinweisen betroffenen Organisationen, Personen und Dritten (Betroffene) zu wahren. Dieses 

Gesetz verleiht keine eigenständigen Eingriffsbefugnisse.  

(2) Etwas anderes gilt im Hinblick auf das Recht auf Verarbeitung, Speicherung und die Weitergabe 

persönlicher Daten sowie das Recht auf Geheimnisschutz (jenseits des unangetasteten Schutzes der in § 202 

Absatz 1 StGB genannten Geheimnisse), soweit deren Durchbrechung zur ordnungsgemäßen Ausübung, 

Bearbeitung und Prüfung von zulässigen Hinweisen notwendig und mit Blick auf die Wahrung und den Schutz 
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öffentlicher Interessen erforderlich ist. Dabei ist der Kreis der informierten Personen und die Dauer der 

Informationsspeicherung, auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

(3) Die Rechte aus § 4 Absatz 1 stehen den Betroffenen entsprechend zu, sobald eine Vereitelung oder 

Einflussnahme auf die Untersuchung nicht oder nicht mehr zu befürchten ist. 

(4) Bis zum rechtskräftigen Abschluss von Untersuchungen gilt die Unschuldsvermutung. Benachteiligungen 

der Betroffenen, die über bloße Sicherungsmaßnahmen zur Vermeidung von weiteren Schädigungen des 

öffentlichen Interesses hinausgehen, sind ebenso unzulässig wie Benachteiligungen von Betroffenen, die den 

Missstand nicht zu vertreten haben.  

(5) Betroffene, die den Missstand nicht zu vertreten haben, haben einen Anspruch auf entsprechende 

Klarstellung seitens der prüfenden Stelle.  

(6) Werden Betroffene, die den Missstand nicht zu vertreten haben, in ihren Rechten aus diesem Gesetz 

verletzt, so gelten sie als Beeinträchtigte im Sinne des § 8 und es stehen ihnen die Ansprüche gegen den 

Beeinträchtigenden aus § 8 und gegen den Arbeitgeber aus § 10 Absatz 6 entsprechend zu. Weitergehende oder 

ergänzende andere Rechte bleiben unberührt.  

 

§ 15 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen den Vorschriften der §§ 5 bis 7 einem Beeinträchtigten eine 

Beeinträchtigung zufügt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünzigtausend Euro geahndet werden. 

 

§ 16 Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich gegen das Verbot 

des § 7 verstößt. 

(2) In einem besonders schweren Fall wird die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. Ein besonders 

schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. handelt, um sich oder einen Dritten zu widerrechtlich zu bereichern, 

2. einen vorsätzlichen Verstoß gegen § 5 oder § 6 begeht, 

3. Amtsträger im Sinne des § 11 Nr. 2 des Strafgesetzbuches ist oder 

4. handelt, um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 17 In Kraft treten 

Dieses Gesetz findet Anwendung auf Hinweise, die ab dem XX.XX.XXXX abgegeben werden oder deren 

Prüfung zu jenem Zeitpunkt noch andauert. 

 

§ 18 Übergangsvorschrift 

Für Schäden von Hinweisgebern und Hinweisgeberinnen, die vor In-Kraft-treten dieses Gesetzes entstanden 

sind, kann der Bundesbeauftragte aus dem Whistleblower-Fonds unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 7 

eine Entschädigung bewilligen, sofern ihm dies angemessen erscheint. Die Ersteinlage des Whistleblower-

Fonds beträgt Y EUR. 

Der vorstehende Text versteht sich vor allem als Diskussionsanregung. 

Diskutieren Sie mit unter: http://whistleblower-net.de/Gesetzesentwurf 

Oder per Email an: info@whistleblower-net.de 
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